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VON PATRICK ZEHNER

«Ich freue mich, heute zum
Thema Schwierigkeiten
und Chancen von Randre-
gionen zu sprechen. Als
Walliser bin ich für dieses
Thema besonders sensibi-
lisiert», erklärt CVP-Frak-
tionschef Jean-Michel Cina
Ende März anlässlich einer
Pressekonferenz der Stif-
tung KMU-Schweiz. Keine
zwei Wochen vorher unter-
stützte derselbe Cina die
Motion Walker. Exil-Wal-
liser Felix Walker (CVP)
möchte nämlich das
Wachstum der Staatsaus-
gaben auf die Teuerung
beschränken. Real sollen
deshalb für die staatliche
Aufgabenerfüllung keine

zusätzlichen Mittel zur Ver-
fügung stehen. Bis 2006
wären damit Einsparungen
gegenüber dem aktuellen
Finanzplan von jährlich
wiederkehrend rund 7
Milliarden Franken erfor-
derlich. Das geht den
Randregionen ans Einge-
machte! 

«Unverhältnismässi-
ger Abbau»

Schon das sogenannte Ent-
lastungsprogramm von
zwei Milliarden Franken
sieht die Aussetzung des
Mischindex bei der AHV
vor: Das heisst weniger
Rente. Bei den kollektiven

Leistungen der IV: 100
Millionen weg, Forst 80
Millionen weniger, 70
Millionen weniger für die
Verlagerung Strasse-Schie-
ne. Nun also noch eine zu-
sätzliche Aufstockung des
Entlastungsprogramms von
2 auf 3,5 Milliarden. Das
wird ohne einschneidende
Abstriche nicht gehen! Und
nun noch die 7 Milliarden-
Rosskur. Cina unterstützt
die Streichung eines Sieb-
tels der Staatsaufgaben.
Selbst das Eidgenössische
Finanzdepartement schätzt:
«Der Abbau von Staatslei-
stungen im Umfang von 10
Prozent des Bruttovolu-
mens würde einen sozial-,
regional- und konjunktur-
politisch unverhältnismäs-

sigen Abbau bedeuten.» Fi-
nanzminister Kaspar Villi-
ger stösst ins gleiche Horn:
«3,5 Milliarden sind viel-
leicht realisierbar, ohne
dass die Eidgenossenschaft
untergeht.» Sieben Milli-
arden Franken Einsparun-
gen würden «einen "ge-
bremsten" Staat» bedeuten.
Dementsprechend wollen
sich die Bürgerlichen nicht
auf die Äste rauswagen, wo
gespart werden soll. Statt-
dessen soll nun die Ver-
waltung mit Sparvorschlä-
gen kommen. Werden nun
die Sparvorschläge der
economiesuisse aktuell?

«Perspektiven für
ländlichen Raum»

«Das Ausgabenkonzept von
economiesuisse ist eine
wertvolle Grundlage»,
meinte jedenfalls Cinas
Fraktionskollege und Mo-
tionär Walker an der CVP-
Delegiertenversammlung
im Januar. Deren Ausga-
benkonzept vom Juni 2002

sollte allerdings jedem Po-
litiker aus der Randregion
die Haare zu Berge stehen
lassen. Einsparen wollen
die Herren überall: Kein
Ausbau der Lehrerbestän-
de, Abschaffung der Pau-
schalbeiträge an Bauten
und Mieten im Rahmen des
Neuen Finanzausgleichs
(NFA), stärkerer Wettbe-
werb im Rahmen des NFA,
Aufgabengebiete Land-
wirtschaft, Verkehr, sozia-
le Wohlfahrt überprüfen.
Bei den Krankenkassen-
prämien eine Erhöhung des
Selbstbehalts auf 20%,
Grundfranchise 600 Fran-
ken (heute 230 Franken),
schrittweise Erhöhung des
Rentenalters. Dran kom-
men soll natürlich vor al-
lem das Berggebiet: So et-
wa keine Erneuerung der
Investitionshilfe in Berg-
gebieten, im Regionalver-
kehr eine schrittweise 
Reduktion der Bundeslei-
stungen, bedarfsgerechte
Grundversorgung im Re-
gionalverkehr, Abschaffung
der Beiträge für den Auto-
verlad, keine staatliche Fi-
nanzierung von Darlehen,
Bürgschaften und Zinsko-
stenbeiträgen an Unter-
nehmen im Berggebiet, Be-
kämpfung von Bundessub-
ventionen zur Erhaltung
des Poststellennetzes. «Po-
litik muss Perspektiven für
den ländlichen Raum
schaffen», erklärte Cina
nach seinem regionalpoli-
tischen Sündenfall. Schöne
Aussichten, Herr Cina!

Hans Hutter on Tour
Ja, ist denn schon Wahl-
kampf? Ja, meint der schwar-
ze Nationalratskandidat Hans
Hutter. Anfangs April pilger-
te er mit der RZ-Leserreise
nach Zürich-Leutschenbach,
«um bei der TV-Arena rein-

zuschauen». Ganz der ge-
wichtige Politiker eben. Tipp
für den weiteren Wahlkampf:
Wenn der WB seine Leser auf
seiner Leserreise in den Mu-
sikantenstadel entführt, dann
unbedingt mitfahren. Erstens
nimmt das eigene Hausblatt
den Treuebruch nicht mehr so
schwer und zweitens: Auch da
kann man Wählerstimmen
«moiken», äh melken...

Tony Jossen: 
Demo-Trauma
Tony Jossen, gelber Teamlei-
ter in Naters und Handelsleh-
rer an der Oberwalliser Han-
delsmittelschule des Instituts
hat seit der Briger Demo ge-
gen den Irakkrieg ein Trauma.
Nicht etwa wegen des Golf-
kriegssyndroms, nein, De-
monstranten hatten seinen Re-
nault mit kreidenen Peace-
Zeichen verunstaltet! Der ju-
gendliche Demoveranstalter
staunte nicht schlecht, als er
plötzlich von Jossen eine fet-
te Carrosserie-Rechnung über
knapp 200 Franken erhielt. Er
sei allerdings gezwungen, den
Rechtsweg zu beschreiten und
auch die Lackierung (1000 Fr.
Offerte) vorzunehmen, wenn
der Betrag nicht terminge-
recht bis Ende Monat bezahlt
werde. Hoffentlich schickt

Jossen nicht auch noch die
Parkbusse an den armen Kol-
legiumsschüler: Schliesslich
stand sein Auto mal wieder im
Halteverbot...

Gelbe Wirtschafts-
förderung
«Die CSPO befasste sich in
den letzten Jahren wiederholt
mit Fragen der Wirtschafts-
förderung», ausserdem habe
man sich schon früh für eine
Neuausrichtung der Wirt-
schaftsförderung ausgespro-
chen und konkrete Massnah-
men verlangt: So tönten die
Gelben im Rückblick zur
Märzsession. Pikant nur: In
derselben Session befasste
sich der Grosse Rat intensiv
mit der Arnold AG und deren
eigenwillige Auslegung in Sa-
chen Wirtschaftsförderung.
Eins muss man den Gelben
zugestehen: 
Die eigene Wirtschaft för-
dern, das können sie.

CSPO: 
«Isch mini Idee gsi!»
Hie und da fragt man sich,
weshalb die CSPO ihr Info-
team nicht Des-Infoteam
nennt. Im letzten Sessions-
rückblick brüsteten sich die
CSPler nämlich zur Frage, ob
Arbeiter, die während der

Woche im Bezirk wohnen,
Kurtaxe zahlen müssen: «Die
Leuker Abgeordneten Edith
Inderkummen, Ignaz Imboden
und Gilbert Loretan erkun-
digten sich zusammen mit
anderen Leuker Grossräten
über die Handhabung und
Umsetzung des Inkassos der
Kur- und Beherbergungsta-
xen». Blöd nur, dass eigent-
lich die Leuker SPO-Frak-
tionschefin Susanne Hugo-
Lötscher die Frage einge-
reicht hatte und die Gelben
ihren Vorstoss nur mitunter-
schreiben haben. Aber im
Verkaufen fremder Ideen wa-
ren die Gelben immer schon
Weltklasse!

Cina: Wo bitte ist
die Kamera?
Bundespolitik wird in der
Wandelhalle gemacht. Das
weiss auch CVP-Fraktions-
chef Jean-Michel Cina. Ist
irgendwo ein Interview mit ei-
nem Bundesparlamentarier im
Gange, stellt sich Cina auf-
geplustert daneben. Offen-
sichtlich hält er sich für einen
idealen Interview-Partner: Die
CVP zeigt dank ihm wieder
Biss (am Wahltag wohl in die
orange CVP-Zahnbürste) und
nur er hat das unwiderstehli-
che Pepsodent-Lächeln.

Jean-Michel Cina in Bern: 

Sparhammer gegen Randregion!
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Die CSPO behauptet: Im Fall der
Arnold AG sei die Schaffung von
Arbeitsplätzen «keine ausdrückli-
che Bedingung für die Unterstüt-
zung gewesen.» Im Klartext: Die
CSPO ist der Meinung, der Kanton
könne Steuergelder verteilen, ohne
diese Subventionen an die gesetz-
lich vorgeschriebenen Bedingun-
gen zu knüpfen, namentlich die
Schaffung von Arbeitsplätzen, die
Innovationsförderung und die
Strukturanpassung. Im Fall der Ar-
nold AG kann nicht von Innova-
tionsförderung gesprochen werden
und statt der erforderlichen Struk-

turanpassung stehen vielmehr die
Marktverfälschung, die Struktur-
erhaltung und der Versuch der in-
direkten Sanierung der maroden
Firma im Vordergrund. 

«Wenn diese Art der Förderung
legal ist, dann muss die Wirt-
schaftsförderung des Kantons wirk-
lich ernsthaft hinterfragt werden,»
stellt sogar die CVPO auf Druck
von konkurrierenden Bauunter-
nehmern fest. Wie die RA in die-
ser Ausgabe zeigt, entspricht diese
Art der Wirtschaftsförderung nicht
den gesetzlichen Vorschriften und
ist folglich illegal. Zudem behaup-

ten Insider des  Baugewerbes, die
Gelder der Wirtschaftsförderung
flössen einseitig in die gelben Ka-
näle und der Fall Inderkummen sei
nur die Spitze des Eisberges. Jetzt
muss das Finanzinspektorat die
gesamte Wirtschaftsförderung un-
ter die Lupe nehmen. Und aufgrund
der Ergebnisse des Finanzinspek-
torates, aber auch des kantonalen
Untersuchungsrichters, muss der
Staatsrat die kantonale Wirt-
schaftsförderung zur Einhaltung
der gesetzlichen Vorschriften zwin-
gen. 

Kurt Marti

WALLIS/BERN – In Bern wird zur Zeit mit der Abrissbirne politisiert: 
Schuldenbremse, Kreditsperre und Sparszenarien von 3,5 und 5 Milliar-
den Franken. Nun verlangt die Motion Walker sogar eine Rosskur von 
7 Milliarden. Das geht dem Wallis ans Eingemachte. Mit gutem Grund 
wehren sich deshalb die Walliser Nationalräte gegen die Sparpläne. Aus-
nahmen: Charles-Albert Antille und Jean-Michel Cina, welcher stinkfrech
behauptet: «Ich kenne die Schwierigkeiten der Randregionen!»

▲
▲

▲
▲

▲
▲

▲
▲

▲
▲

▲
▲

▲
▲

▲

Nur die Spitze des Eisberges?

Jean-Michel Cina politisiert mit der Abrissbirne: 
Einsparungen von 7 Milliarden Franken werden das Wallis hart treffen.
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VON KURT MARTI

«Die GPK kommt zum
Schluss, dass das Departe-
ment gesetzeskonform gehan-
delt hat.» Dieser Satz steht am
Schluss des Berichtes der
grossrätlichen Geschäftsprü-
fungskommission (GPK),
welche den Auftrag gehabt
hätte, die Rechtmässigkeit der
Subventionen an die Firma
Arnold AG abzuklären. An-
gesichts der vorliegenden Fak-

ten und der gesetzlichen
Grundlagen der kantonalen
Wirtschaftsförderung bekam
selbst die CVPO-Fraktion ob
solchen Behauptungen weiche
Knie und forderte im WB, das
Finanzinspektorat solle den
Fall genauer unter die Lupe
nehmen. Ein klares Misstrau-
ensvotum gegen die GPK un-
ter dem Präsidium der CVPO-
Grossrätin Edith Nanzer. 
Die Rote Anneliese hat dem
Chef der kantonalen Wirt-

schaftsförderung François
Seppey fünf konkrete Fragen
zur Rechtmässigkeit der Wirt-
schaftsföderung an die Arnold
AG gestellt. Seppey verwei-
gerte eine Antwort mit den
Worten: «Alle Ihre Fragen
finden ihre Antwort im Bericht
der GPK.» Seppey hat allen
Grund, schweigsam zu sein,
denn die folgenden Punkte
zeigen: Solche Subventionen
sind illegal! 

1. Verstoss: Keine
Spur von Innovation 

Das kantonale Gesetz über die
Wirtschaftspolitik nennt fol-
gende Kriterien für die Ge-
währung von Subventionen:
Schaffung und Erhaltung von
Arbeitsplätzen, Innovations-
förderung und Strukturanpas-
sungen. Die Arnold AG hat
keine Arbeitsplätze geschaf-
fen, welche die Bedingungen
der Innovationsförderung und
der Strukturanpassung erfül-
len. Bei den subventionierten
Arbeitsplätzen handelt es sich
um ganz normale Arbeits-
plätze im Hoch- und Tiefbau,
wie sie im Wallis überall an-
zutreffen sind. Das Kriterium
der Innovationsförderung ist
folglich nicht erfüllt. Statt
der gesetzlich verlangten
Strukturanpassung wurde
vielmehr Strukturerhaltung
betrieben und die staatlichen
Subventionen dienten dem
Versuch, die marode Firma zu
sanieren. 

2. Verstoss: Klare
Marktverfälschung 

Gemäss kantonalem Gesetz
darf die Konkurrenz durch die
Gewährung kantonaler Sub-
ventionen nicht verfälscht
werden. Die Arnold AG steht
in Konkurrenz zu anderen
Baufirmen. Durch diese Art
der Subventionierung wird
die Konkurrenz verfälscht,
das heisst, die anderen Bau-
firmen werden benachteiligt.
Zudem sind die Arbeitsplätze
im Bereich einer regionalen
Recycling-Anlage vorgese-
hen, so dass eine zusätzliche
Subventionierung durch die
öffentliche Hand überhaupt
keinen Sinn macht. 

3. Verstoss: Keine
Exportförderung 

Gemäss kantonalem Gesetz
kommen nur solche Firmen in
den Genuss finanzieller Un-
terstützung, welche auf «einen
vorwiegend ausserhalb des
Kantons befindlichen Markt
ausgerichtet sind.» Die Bau-
firma Arnold AG hingegen ist
nicht im Exportgeschäft tätig,
sondern im Walliser Bausek-
tor. Ein weiterer Verstoss ge-
gen die Bedingungen des Ge-
setzes über die Wirtschafts-
politik des Kantons Wallis. 

4. Verstoss: Kein
Vertrag, keine Be-
dingungen

Gemäss dem kantonalen Reg-
lement über die Investitions-
hilfe ist «ein Vertrag zwischen
dem Gesuchssteller und dem
Kanton» erforderlich. Darin
müssen die Bedingungen für
die Gewährung von Subven-
tionen festgehalten werden.
Gemäss RA-Recherchen exi-
stiert kein solcher Vertrag
und die kantonale Wirt-
schaftsförderung hat auch kei-
ne schriftlichen Bedingungen
festgehalten, was einem kla-
ren Verstoss gegen die Vor-
schriften gleichkommt. 

5. Verstoss: Auf-
sichtspflicht nicht
erfüllt 

Obwohl die Arnold AG in
massiven finanziellen Schwie-
rigkeiten steckt, hatte die kan-
tonale Wirtschaftsförderung
vom Geschäftsgang der Bau-
firma keinen blassen Schim-
mer und der zuständige Leu-
ker Gemeinderat Roberto

(ktm) Nach der Veröffentlichung
des Betreibungsregisters der Firma
Arnold AG in der letzten RA hat
der Kanton Wallis gehandelt. Auf
Anfrage bestätigte Marcel Schwe-
stermann von der Dienststelle für
Arbeitnehmerschutz und Dienst-
verhältnisse, dass die Arnold AG
im März 2003 aus der ständigen Li-
ste der Hoch- und Tiefbauunter-
nehmungen gestrichen wurde. Da-
mit darf sich die Firma nicht mehr

an öffentlichen Ausschreibungen
beteiligen. Der Grund liegt auf der
Hand: Die Firma wird u.a. von der
Ausgleichskasse, der Pensionskas-
se, vom Finanzdepartement des
Kantons Wallis und von der Eid-
genossenschaft betrieben. Und die
Betreibungssumme steigt weiter
an: In der Zeit von Ende Januar bis
Ende März stiegen die Betreibun-
gen gegen Interkummens Firmen
um rund 500 000 Franken auf to-
tal 1,7 Millionen Franken an.

Hat die Firma falsche Angaben
gemacht?
Laut Recherchen der Roten Anne-
liese hat nach Erscheinen der letz-
ten RA auch die Paritätische Kom-
mission des Hoch- und Tiefbaus
verlangt, dass der Arnold AG min-
destens ein bereits zugesprochener
Bauauftrag wieder entzogen wird.
Zudem hat die Firma bei der ent-
sprechenden Offerteingabe am 29.
Mai 2002 deklariert, dass sie die
Sozialabgaben und die Steuern
ordnungsgemäss bezahlt habe. Zu
diesem Zeitpunkt jedoch wurde die
Arnold AG bereits vom Finanzde-

partement des Kantons Wallis be-
trieben. Es stellt sich also die Fra-
ge: Hat die Firma falsche Angaben
gemacht, um sich unrechtmässig
Bauaufträge zu verschaffen?

Die RA hat den zuständigen Chef
des Baudepartement, Staatsrat Je-
an-Jacques Rey-Bellet, mit der
Frage konfrontiert, ob sein Depar-
tement im fraglichen Zeitraum öf-
fentliche Aufträge an die Arnold
AG vergeben hat und ob die Firma
möglicherweise falsche Angaben
über die Bezahlung der Sozialver-
sicherungen und Steuern gemacht
hat. Auch auf zweimalige Nach-
frage blieb Staatsrat Rey-Bellet ei-
ne Antwort schuldig. 

Wo bleibt die Ehrverletz-
ungsklage, Herr Schmidt?

SITTEN/SUSTEN – Die Subventionierung der maroden Baufirma Arnold AG
des Leuker Vize-Präfekten Paul Inderkummen zeigt, dass die kantonale
Wirtschaftsförderung sich nicht an die gesetzlichen Vorschriften hält!
Trotzdem erteilte ihr die Geschäftsprüfungskommission (GPK) unter dem
Präsidium der CVPO-Grossrätin Edith Nanzer den Persilschein. Jetzt
haben der kantonale Untersuchungsrichter und das Finanzinspektorat
das Wort.

Betreibungssumme auf 1,7 Millionen angestiegen 

Schluss mit 
öffentlichen Aufträgen

RRoobbeerrttoo  SScchhmmiidd::
Vogel abgeschossen!

Gelbe Wirtschaftsförderung jenseits der
gesetzlichen Vorschriften!

Subventionen für die marode Arnold AG sind illegal

Schaumschlägerei Nummer 1:
Der Leuker CSPO-Gemeinderat Roberto Schmidt hat
der Roten Anneliese öffentlich Ehrverletzung und Ge-
schäftsschädigung gegenüber VR-Präsident Paul In-
derkummen beziehungsweise gegenüber der Firma
Arnold AG vorgeworfen. Bis zum Zeitpunkt des
Druckes hat die Rote Anneliese keine Einladung vor
den Friedensrichter erhalten. Die RA fragt: Wo bleibt
die Ehrverletzungsklage, Herr Schmidt? 

Schaumschlägerei Nummer 2:
Mit der Behauptung, die RA trage die Verantwor-
tung, wenn die Arbeitsplätze der Arnold AG verlo-
ren gingen, hat der CSPO-Sekretär Schmidt den Vo-
gel endgültig abgeschossen. Dass die gelbe Firma
ihren Verpflichtungen an die Sozialversicherungen
und ans Steueramt nicht mehr nachkommt, diese Ver-
antwortung kann man sicher nicht der RA in die
Schuhe schieben. Schmidt kann froh sein, dass die
RA ihn nicht vor den Friedensrichter zieht! 

Schmidt hat die finanziellen
Schwierigkeiten entweder
verschwiegen oder er hat da-
von nichts gewusst. Die
Dienststelle ist folglich ihrer
Aufsichtspflicht nicht nach-
gekommen. 

Fall für den Unter-
suchungsrichter 

Wie die letzte RA berichtete,
hat der kantonale Untersu-
chungsrichter für das deutsch-
sprachige Wallis, Jean-Pierre
Greter, im vorliegenden Fall
ein Ermittlungsverfahren ein-
geleitet. Auf erneute Anfrage
der RA bestätigte Greter, dass
er mittlerweile im Besitz der
notwendigen Unterlagen sei
und demnächst eine Beurtei-
lung aufgrund des «Gesetzes
über die kantonale Wirt-
schaftspolitik» vornehme. Die
RA bleibt dran!

Finanzdepartement: 
Merkwürdige Unterlassungen
Da wird die Firma des ehemaligen CSPO-Präsidenten Paul
Inderkummen vom Finanzdepartement seit dem 1. März 2002
betrieben. Laufend kommen während des Jahres neue Be-
treibungen des Kantons und der Eidgenossenschaft hinzu.
Doch Wilhelm Schnyders Finanzdepartement schweigt. Es ge-
hen keine Meldungen an die Dienststelle für Arbeitnehmer-

schutz und Dienstverhältnisse, welche für die ständigen Li-
sten der Bauunternehmungen zuständig ist. Doch vielleicht
hat Staatsrat Schnyder wirklich nichts gewusst und seinem agi-
len Gehilfen Roberto Schmidt ging es ebenso. Vielleicht sind
die beiden Parteifreunde von Paul Inderkummen wirklich so
schlecht auf dem Laufenden. Alles ist möglich!

Vielleicht ist Staatsrat 
Schnyder wirklich so schlecht
auf dem Laufenden...

PPaauull  IInnddeerrkkuummmmeenn
Kanton streicht seine Firma aus der
ständigen Liste.
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Rote Anneliese: Die Frage, ob
private oder kantonale Ge-
bäudeversicherung, beschäf-
tigt uns im Wallis schon seit
Jahrzehnten. Wann und in
welchem Zusammenhang ha-
ben Sie Sich erstmals damit
befasst?

Franz König: Dieser perio-
disch wiederkehrenden Frage
bin ich vor rund 20 Jahren aus
persönlicher Neugier nachge-
gangen, d. h. als ich noch der
kantonalen Finanzverwaltung
vorstand. Staatsrat Hans Wyer,
mein damaliger Chef, führte
das Finanzdepartement und
Staatsrat Franz Steiner war
Chef des zuständigen Depar-
tements für Inneres und Poli-
zeiwesen. Ich habe den Staats-
rat in der Folge über die Er-
gebnisse meiner Studie orien-
tiert. Das letztgenannte De-
partement ist heute noch für

diese, von Ihnen erneut auf-
geworfene Versicherungsfra-
ge, zuständig.

RA: Zu welchen Ergebnissen
kamen Sie damals?

König: Meine damalige Ver-
gleichsstudie zeigte klar, dass
die Preisansätze für die ein-
zelnen Versicherungsleistun-
gen im Kanton Wallis bedeu-
tend höher lagen als für ver-
gleichbare Risikofaktoren,

Objekte und Leistungen, die
bei öffentlich-rechtlichen Ver-
sicherungsanstalten in ande-
ren Kantonen versichert wa-
ren.

RA: Wieso kam es aufgrund
dieser Erkenntnisse nicht zum
Wechsel zu einer öffentlich-
rechtlichen beziehungsweise
kantonalen Gebäudeversiche-
rung? 

König: Meine Studie zielte
nicht unbedingt auf einen
Wechsel zu einer kantonalen
Gebäudeversicherung, son-
dern auf die Notwendigkeit ei-
ner Vergleichsstudie, die einen
transparenten, interkantona-
len Nachweis von Gefahren-
risiko, Versicherungsleistun-
gen und Versicherungsprä-
mien durch fachkompetente
Experten auf den Tisch der
politischen Entscheidungsträ-
ger legt. Niemand, auch die
eidgenössische Dienststelle
für Versicherungsfragen, war
dazumal in der Lage, meine
Zahlen und Argumente sach-
lich zu widerlegen. Auf mein
Arbeitspapier wurde nur mit
emotionalen und politischen
Argumenten reagiert. In die
versicherungstechnischen Da-
ten der einzelnen Gesell-
schaften konnte ich nicht Ein-
sicht nehmen und die be-
triebswirtschaftlichen und
volkswirtschaftlichen Argu-
mente und Zahlen, die man
mir entgegenhielt, konnten
mich keineswegs überzeugen.
Resultat meiner Übung: Nach
einer Aussprache mit den Ver-
sicherungsgesellschaften, an
der auch Staatsrat Steiner teil-

nahm, haben diese ihren jähr-
lichen Beitrag an den kanto-
nalen Brandverhütungsfonds
laufend erhöht.

RA: Die Rote Anneliese hat vor
zwei Jahren berechnet, dass
die WalliserInnen im Ver-
gleich zu den GraubündnerIn-
nen rund  46 Millionen zu viel
an Prämien bezahlen. Sie ha-
ben vor einem Jahr im Ge-
spräch mit der RA vom Staats-
rat eine umfassende Analyse
verlangt. Wurde eine solche
Analyse gemacht?

König: Ich habe den Staatsrat
im Zusammenhang mit der
Erledigung der letzten Un-
wetterkatastrophe dahinge-
hend informiert, dass ich auf
die oben angedeutete Anfrage
der RA gleich geantwortet ha-
be, wie bereits vor rund zwan-
zig Jahren. Im gleichen Papier
regte ich erneut an, dass im
Kanton eine umfassende Ge-
fahren-Risiko-Analyse vorge-
nommen werden muss, und
dass die damit im Zu-
sammenhang stehenden Ver

sicherungsfragen grundlegend
und neu zu überdenken sind.
Dass dabei die Lösung einer
öffentlichen Gebäudeversi-
cherung nicht zum vornherein
ausgeschlossen werden kann,
ist nach meinem Dafürhalten
selbstverständlich. Ich bin zu-
dem der festen Überzeugung,
dass auch die privaten Versi-
cherer in unserem Kanton ein
grosses Interesse an einer
Neubeurteilung der Risiko-
und Versicherungssituation in
unserem Kanton haben soll-
ten.

RA: Welche Fragen müsste ei-
ne solche Analyse klären?

Ein Preisvergleich zwischen
öffentlichen und privaten Ver-
sicherungsleistungen reicht in
keiner Art und Weise aus, um
in der kantonalen Versiche-
rungsfrage sinnvoll weiterzu-
kommen. Wie ich dies immer
schon sagte, kann nur eine
eingehende, sauber und un-
abhängig durchgeführte Ab-
klärung der gesamten Risiko-
und Schadenversicherungs-

problematik im schweizeri-
schen Berggebiet eine klare
Antwort auf diese wichtigen
und seit Jahren anste-
henden Fragen geben. Diese
Analyse muss
1.den Stand und die Ent-

wicklung des allgemeinen
und des spezifischen Scha-
denrisikos in unserem Kan-
ton ermitteln (effektives Ri-
siko in allen Risikoberei-
chen, d.h. auch die Risiko-
bereiche, die heute (noch)
nicht versichert sind); 

2.den effektiv vollzogenen
und noch zu vollziehenden
Risikominderungen Rech-
nung tragen (so z.B. die 
getroffenen privaten und
öffentlichen Schutz- und
Vorbeugungsmassnahmen
betreffend den Feuer-,
Hochwasser- und Lawinen-
schutz); 

3.die erhöhten, umweltbe-
dingten geologischen Risi-
ken (inkl. Erdbebenrisiko)
aufgrund der heutigen Er-
kenntnisse neu evaluieren.

Erst nach eingehender Abklä-
rung dieser Fragen kann fest-
gelegt werden, welche Risi-
ken und welche Leistungen
zwangsmässig beziehungs-
weise frei zu versichern sind
und zu welchem Preis diese
Risiken versichert werden
können oder müssen. Das
darf weder eine politische
Gefühlsabklärung noch eine
einseitige Marktstudie einer
interessierten Wirtschafts-
branche sein. Das ist eine Stu-
die, die es weitgehend mit
exakten Wissenschaften zu
tun hat.

RA: Wer soll eine solche Ab-
klärung machen?

König: Diese Studie könnte
zum Beispiel von einer inter-
disziplinären Expertengruppe
durchgeführt werden, die vom
Bund über ein nationales For-
schungsprogramm und den
Preisüberwacher begleitet
wird. Da die Eidgenossen-
schaft zudem an einer ausge-
wogenen und sicheren Be-
siedlung der Schweiz, also
auch des Berggebietes, ein
grosses Interesse haben muss,
sollte sich der Bund zudem
über einen zu schaffenden
Solidaritätsfonds an der ver-
sicherungsmässigen Abdec-
kung von überdurchschnittlich
hohen Risken sowie an der
Schadenbehebung von ausser-
ordentlichen Schadenereig-

WALLIS – Vor zwei Jahren hat die RA ausgerechnet, dass die privaten Gebäudeversicherer im Wallis im Vergleich zum Kanton
Graubünden rund 46 Millionen Franken zu viel kassieren. Im RA-Interview macht Franz König, Direktor des Zentrums für
Verwaltungsmanagement des Kantons Wallis, den Vorschlag, die Gebäudeversicherungen grundlegend zu überdenken und
eine umfassende Analyse der Situation vorzunehmen. Jetzt ist der zuständige Staatsrat Jean-René Fournier gefordert. 

nissen in solchen speziell ge-
fährdeten Gebieten beteili-
gen. Auf einem solchen um-
fassenden Schutzkonzept soll-
te in Zukunft auch die natio-
nale, kantonale, regionale und
lokale Katastrophenorganisa-
tion aufgebaut werden. 

RA: Und wie wird über die Fra-
ge ob «kantonale oder private
Versicherung» entschieden? 

König: Ein solcher Entscheid,
kann nur aufgrund einer soli-
den, oben angedeuteten Ab-
klärung politisch behandelt
und beurteilt werden. Ob die
notwendigen Versicherungs-
leistungen öffentlich oder pri-
vat angeboten und sicherge-
stellt werden sollen, muss
dann, auf diesen transparenten
Grundlagen, und wie es sich
gehört, öffentlich ausge-
schrieben werden. In diesem
Falle müsste man den privaten
Anbietern einen notwendigen
Gewinnzuschlag zurechnen,
den sie in unserem Kanton
entweder zu versteuern oder
zu reinvestieren hätten. 

RA: Welche konkreten Emp-
fehlungen richten Sie an das
zuständige Departement für
Volkswirtschaft, Institutionen
und Sicherheit, damit das
Problem nicht wieder auf die
lange Bank geschoben wird?

König: Es ist nicht an mir,
dem zuständigen Departe-
ment über diesen Weg kon-
krete Empfehlungen zu ma-
chen...

RA: Herr König, ich danke Ih-
nen für das Gespräch.

IInntteerrvviieeww::  KKuurrtt  MMaarrttii

RA-Interview mit Franz König über die privaten Gebäudeversicherungen im Kanton Wallis:

«Versicherungsfragen sind grundlegend und
neu zu überdenken!» 

«Meine Stu-
die zeigte
klar, dass

die
Preisansätze
im Wallis be-
deutend hö-
her lagen als
in anderen

«Niemand
war in der
Lage, meine
Zahlen sach-

lich zu
widerlegen.

«Ich habe
beim Staats-
rat erneut

eine
umfassende
Analyse

«Versicherun
gs- leistungen

sollen
öffentlich

ausgeschriebe
n werden.»

Rote Anneliese vom April 2000: Berechnungen wurden nicht widerlegt!

Verlangt seit 20 Jahren eine
saubere und unabhängige
Abklärung.
Franz König, Direktor des
Zentrums für Verwaltungsma-
nagement des Kt. Wallis



Heinzmann wähnt sich gar im
Klassenkampf: «Man bürdet
dem ‚Volksfreund’den Kampf
um die Erhaltung unserer Ge-
sellschaftsordnung auf.» 

«Gesellschaftsord-
nung verteidigen»

Nun mischen sich auch die
Konservativen im Walliser Bo-
ten ein: Kolumnist «Observa-
tor» ätzt: «Niklaus soll sich
doch freuen. Die Steuerzahler
bezahlen gerne auch weiter-
hin seine Arbeitslosenentschä-
digung. Auf diese Art hat er
genügend Zeit, auch weiterhin
sein Journal öffentlich zum
Kauf anzubieten.» Derweil
greift Heinzmann das Schul-
gebet wieder auf: «Unseres
Wissens sind bereits damals
mündlich dem kantonalen 
Erziehungsdepartement die
Vorfälle in Mörel mitgeteilt
worden. In Sitten war man 
also im Bilde über die Hal-
tung von Stefan Niklaus zur
Walliser Schule. Wir erachten
es als unsere Pflicht, die 
Gesellschaftsordnung, die Ni-
klaus beseitigen will, zu ver-
teidigen.» Ein sogenannter
O.K.K.K.O bringt in dersel-
ben Zeitung ein neues Argu-
ment ins Spiel: «Unseres 
Wissens setzt die Arbeit als
Psychologe in einem solchen
Heim die Ausbildung als 
klinischer Psychologe voraus.
Niklaus ist Betriebs- und Ar-
beitspsychologe».

Oberwallis hinter 
Niklaus
Die OberwalliserInnen be-
ginnen, sich ob der Schmutz-
kampagne aufzuregen. Mitte
Januar startet das KO eine So-
lidaritätspetition: «Es geht
nicht an, dass Leute, die die
demokratischen Spielregeln
einhalten, wegen ihrer politi-
schen Gesinnung im Kanton
Wallis keine Anstellung fin-
den, und daher gezwungen
sind stempeln zu gehen oder
auszuwandern.» Nun rastet
der «Volksfreund», die Haus-
zeitung des Schweizer CVP-
Präsidenten und Staatsrats
Hans Wyer, vollends aus: «Mit
Petitionen ist es ja so eine Sa-
che...», versucht Heinzmann
die Bürger vom Unterschrei-

ben abzuhalten. Am 23. Ja-
nuar droht er sogar unver-
hohlen: «Wir werden uns be-
mühen, nach Hinterlegung
der Petition an die Unter-
schriftenbögen heranzukom-
men und wir werden die
Unterschriften publizieren,
damit jedermann kontrollieren
kann, wer in diesem Fall für
Stefan Niklaus und gegen die
Regierung seine Unterschrift
hergab.» Der Fall hat auch in
der übrigen Schweiz Wellen
geschlagen. «Die Tat» rekla-
miert: «So geht es nicht!» und
fragt am 13. Januar: «Kann
sich die Walliser Regierung al-
les leisten?» Die Basler Zei-
tung doppelt nach: «Droht ein
neuer Skandal im Wallis?» Als
dann auch noch das Schwei-
zer Fernsehen auf Platz kommt und mit Heinzmann

reden will, verweigert dieser
jede Stellungnahme.

«Niklaus 
kein Opfer»

Anfangs Februar antwortet
Staatsrat Guy Genoud auf die
Interpellation der SP und
greift dabei Heinzmanns Ar-
gumente auf: «Herr Niklaus
Diplom war nicht im Gebiet
der kurativen Pädagogie... Es
sind berufliche und nicht po-
litische Gründe. Stephan Ni-
klaus ist kein Opfer. Von 1968
bis 1976 hat er Stipendien be-
zogen. An mehreren Gelegen-
heiten hat ihm der Stadt Ver-
tretungen zugewiesen. Sie ha-
ben ihm mehr als 10'000
Franken eingebracht... Diese
Vertretungen haben es er-
laubt, ein Bild von Niklaus be-
ruflichen Fähigkeiten zu ma-
chen. Es gab unzählige Pro-
bleme. Es war unmöglich, ei-

ne erneute Anstellung dieses
Herrn ins Auge zu fassen.»
Dennoch wird die Petition
von 6276 Personen unter-
zeichnet, darunter 57 Natio-
nalräten. Die CVP verweigert
sich demonstrativ. Im März
klagt die Rote Anneliese er-
neut die Machenschaften des
«volksfreundlichen» Wyer-
Blattes an: «Da die Gelben ja
einen Mann im Staatsrat ha-
ben, ist es kein Kunststück an
die Unterschriften ‘heranzu-
kommen’». Das KO lässt die
Unterschriften daraufhin beim
Sittener Notar Joseph Blatter
beglaubigen und reicht sie ein.
In der Zwischenzeit hat der
Staatsrat allerdings eine Not-
lösung getroffen, ein vollan-
gestellter Psychologe aus Brig
kümmert sich an anderthalb
Tagen um die Kinder in «La
Castelie». Gegenüber der
Presse will sich der Staatsrat
aber nicht mehr äussern. Er
hat allen Beteiligten einen
Maulkorb verpasst...
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VON PATRICK ZEHNER 

Der Briger Psychologe Stefan
Niklaus bewirbt sich Anfang
November 1977 um eine
Halbtagsstelle an der medizi-
nisch-pädagogischen Klinik
«La Castelie» in Monthey.
Die Direktion der Klinik
unterstützt seine Bewerbung,
er macht einen «fachlich und
menschlich guten Eindruck».
Alles scheint geritzt, doch
am 25. November bootet ihn
der kantonale Personalchef
Grichting mit einem einzigen,

lapidaren Satz aus: «Wir tei-
len Ihnen mit, dass Ihre Stel-
lenbewerbung für den obge-
nannten Posten nicht berück-
sichtigt werden konnte». Dies
obwohl Niklaus der einzige
Bewerber ist! Niklaus will die
Gründe dieses Entscheides
wissen. Die Direktorin ver-
traut ihm an: Grichting habe
ihn aus politischen Gründen
nicht anstellen wollen. Am 5.
Dezember will Niklaus, be-
gleitet von der Walliser SP-
Nationalrätin Gabrielle Nan-
chen, eine Erklärung vom zu-

ständigen FDP-Staatsrat Ben-
der. Dieser zeigt sich verblüfft,
er hat keine Ahnung von der
Sache und Niklaus’ Dossier
nie gesehen. Die CVP-Staats-
räte haben Niklaus’ Bewer-
bung abgeschossen, ohne
Bender zu informieren!

Drohungen vom
«Volksfreund»
Am 14. Dezember mischt
sich Heinrich Heinzmann,
Chefredaktor des «Walliser
Volksfreunds», in die Affäre

ein. Er berichtet von der
Nichtanstellung des Psycho-
logen, «weil er aktives Mit-
glied des KO ist» und droht:
«Falls diese Meldung zu Agi-
tationszwecken benutzt wer-
den sollte, müsste das Volk
über die Intentionen dieses
Psychologen ins Bild gesetzt
werden.» Nun will es Ni-
klaus genau wissen: Am 
15. Dezember fragt er den
Staatsrat nach den wahren
Gründen seiner Nicht-Anstel-
lung und bewirbt sich noch-
mals. Auch auf die zweite 
Bewerbung hin meldet sich
nur Niklaus. Er wird wieder
abgelehnt. Erneut: Ohne Be-
gründung! «Wir verzichten,
Ihnen die Beweggründe und
Erwägungen mitzuteilen, wel-
che gegen die Berücksichti-
gung Ihrer Kandidatur ge-
sprochen haben. Die Ernen-
nung eines Beamten ist näm-
lich ein einseitiger Hoheitsakt,
der den Staatsrat nicht ver-

pflichtet, seine getroffene Wahl
zu rechtfertigen», teilt ihm 
der Staatskanzler am 9. Janu-
ar mit. Daraufhin greift die
Rote Anneliese (Nummer 
24, Januar 1978) das Thema
auf, kritisiert ein Berufsver-
bot: «Im Staate Wallis muss
man das rechte Parteibuch 
haben, um Beamter zu wer-
den...» Keine Anstellung
wegen des falschen Partei-
buchs?

«Schulgebet abge-
schafft»

«Wir glauben eher, weil die-
ser junge Mann untragbar ist,
vorab wegen seiner Einstel-
lung zu unserer Gesellschaft.
Als Beweis greifen wir auf das
KO-Informationsblatt vom 20.
November 1973 zurück:....
Lesen Sie bitte genau, ... die
Erziehungsfunktion der Fa-
milie muss zerstört werden,
natürlich auch die der Schu-
le. Kann der Staatsrat einen
Mann solcher Geisteshaltung
in seine Dienste aufnehmen?»
schiessen sich Heinrich Heinz-
mann und seine «Volksfreun-
de» am 15. Januar auf Niklaus
ein. Tags darauf lässt der WV
«einen Familienvater» zu
Wort kommen: «Kam da mein
Kind eines Tages heim und be-
richtete, dass der neue Lehrer
das Schulgebet abgeschafft
habe... Wenn ein Aushilfsleh-
rer sich über die sinnvolle Tra-
dition des Schulgebetes hin-
wegsetzen darf, dann dürfte
mit der Erziehung in dieser
Schule nicht viel los gewesen
sein...» Niklaus wehrt sich,
niemand habe sich jemals 
bei ihm beklagt und das
Schulgebet sei nie abgeschafft 
worden. Doch erneut werden
dem Briger umstürzlerische
Absichten unterstellt: «Das ist
Agitation in Reinkultur»,
meint ein anonymer Z.Z.B. 
im «Volksfreund» Heinrich

BRIG/SITTEN – Der Psychologe Stefan Niklaus bewirbt sich um eine Anstel-
lung am Institut «La Castalie». Der Direktion macht er «einen guten Ein-
druck». Da er der einzige Bewerber ist, scheint die Anstellung so gut wie
sicher. Doch der Staatsrat will Niklaus nicht: «Aus politischen Gründen!».
Während sich im Wallis selbst einfache Leute mit dem Briger solidarisie-
ren, fährt der «Volksfreund» eine Schmutzkampagne. Die CVP-Regierung
in Sitten lacht sich ins Fäustchen. Chronologie eines Walliser Skandals.

Berufsverbote im Wallis:
■ Linker Psychologe für Staatsstelle ungenehm
■ «Volksfreund» und Konservative höhnen:

«Er soll sich doch freuen!»

Kann sich die Walliser Regierung alles leisten?: 
Die Nichtanstellung des Briger Psychologen Stefan Niklaus «aus politischen Gründen» erhitzt
die Gemüter im Wallis. Selbst in den Schweizer Medien schlägt das Berufsverbot hohe Wellen.

Berufsverbote:
Kein Einzelfall!
(pz) Berufsverbote für Linke sind in den Siebzigerjah-
ren kein Einzelfall. Dem Mathematiker Peter Seiler wird
im Sommer 1978 eine Stelle als Mathematik-Lehrer am
Kollegium Brig verweigert. Grund: Er ist Mitglied im Kri-
tischen Oberwallis. Statt Seiler erhält der Ingenieur Wal-
ter Andenmatten, CVP-Mitglied, die Stelle. Obwohl er die
Anforderungen des Stelleninserates nicht erfüllt. Auch der
Orientierungsschul-Inspektor Jenelten soll im Sommer
1977 nach heftiger Kritik an der Politik seines Vorge-
setzten Antoine Zufferey kaltgestellt werden. Nach hef-
tigen Protesten in der Walliser Öffentlichkeit kann Jenelten
Schulinspektor bleiben, die Orientierungsschulen werden
aber einem anderen Schulinspektor anvertraut. 

30 Jahre Rote Anneliese

Basler Zeitung, 14. Januar 1978

Tat, 13. Januar 1978
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Walliser Cinceras: Spitzeln gegen «Links»

«Fernziel: Politische Säuberung des
WB (lth raus/Ersatz vorbereiten!)»

VON PATRICK ZEHNER

Was die Rote Anneliese am
19. Mai 1979 ans Licht bringt,
wird für einige bürgerliche
Saubermänner peinlich. Mit
einer sektiererisch anti-kom-
munistischen Geheimloge
hatten es Schlapphüte auf die
«zu linke» Presse im Ober-
wallis abgesehen:. Minutiös
werden die Oberwalliser Lo-
kalredaktoren auf ihre angeb-
lich linke Gesinnung ab-
geklopft. An Reinhard Eyer
vom Spektrum ergeht die Dro-
hung: «Sägen Sie nicht den
Ast ab, auf dem Sie sitzen.»
Während der «Volksfreund»
um Heinrich Heinzmann als
linientreu gelobt wird («sau-
bere politisch ideologische
Grundhaltung»), wird der
Walliser Bote hart angegan-
gen. Luzius Theler (lth) etwa
benutze «raffinierte Mittel zur
Veränderung der öffentlichen
Meinung in Richtung Sozia-
lismus/Kommunismus".
Selbst Chefredaktor Alexan-
der Chastonay wird gerügt:
«Er begrüsste es sogar, dass
die Sozialisten in Hessen ge-
siegt haben...» Es muss also

gehandelt werden: «Der links-
unterwanderte Walliser Bote
muss gesäubert werden» und
ein «erster Vorstoss Richtung
Presseverein (WB). Frist:
30.4.» soll unternommen we-
den.

Zentrale, 
übernehmen Sie!
Die Rote Anneliese publiziert
Auszüge aus diesen Geheim-
protokollen und zieht damit
den Dunkelmännern die Ka-
puze vom Kopf. Die Fäden
ziehen der schwarze Speku-
lant Josef Stehlin und der gel-
be Pinochet-Anhänger Dionys
Jossen. In Sowjetmanier wer-
den Zellen gebildet, wie z.B.
in Visp: «Bildung einer Zelle
Visp. Mitglieder erhalten
Decknamen, Bezeichnung ei-
nes Verbindungsmannes zur
Zentrale (Peter Muff), Vor-
schlag für weiteres Mitglied in
Visp: Br(igadier) Otto Super-
saxo». Regelmässig kursieren
Bulletins mit Informationen
über «subversive Elemente».
Grundlage für Berufsverbote?
Auf der Empfängerliste ste-
hen jedenfalls viele aus dem

rechten CVP-Kuchen: «Ge-
duldet wird dieser Kreis von
einem grösseren Kreis von Po-
litikern und Grossverdienern.
Auch der schweizerische
CVP-Präsident Hans Wyer
steht auf der Empfängerliste
der hochalpinen Cinceras»,

klagt die RA vom 19. Mai an.
Mehr noch: Zu den Empfän-
gern gehören auch drei Ver-
waltungsräte des Pressever-
eins, der den Walliser Boten
herausgibt. Paul Biderbost,
Alfred Escher und Werner
Perrig fanden es allerdings
nicht nötig, die angeschosse-
nen WB-Redaktoren aus der
Feuerlinie zu nehmen, ge-
schweige denn, sie über die
geplanten Säuberungsaktio-
nen zu informieren. 

«Hautnahe Beschat-
tung von PB»
Feind Nummer eins von
Spion und Co. ist allerdings
das KO. «Bis jetzt hat unsere
Gesellschaft die Form noch
nicht gefunden, wie man auf
die Herausforderung des kri-
tischen Oberwallis geantwor-
tet werden kann», heisst es in
einem ersten anonymen Bul-

letin vom Oktober 1978. Ein
Zweites bringt gar ein Ver-
zeichnis von 54 angeblichen
Mitgliedern des KO. Nicht
einmal die Hälfte davon sind
allerdings wirklich Mitglieder,
wie die damalige KO-Zei-
tung RA weiss. Doch der
Hauptfeind ist ausgemacht:
«langfristig: Hautnahe Be-
schattung von PB». Stehlins
und Jossens Agenten sollten
also an Peter Bodenmanns
Versen kleben. Nach der Auf-
deckung dieses Skandals be-
kommen viele kalte Füsse.
Der Natischer Dionys Jossen
poltert im «Volksfreund»
nochmals gegen das KO – oh-
ne die Sache zu dementieren.
Auch die Sympathisanten im
Dunstkreis von Ming, Muff
und Zentrale werden nervös.
Der Visper Arzt und spätere
FDP-Gemeinderat Donat Jä-
ger etwa versucht sich im
WB wortreich rauszureden.

OBERWALLIS – Vorbeben des Fichen-Skandals in den Siebzigern: Der Zürcher FDP-Nationalrat Ernst Cincera sammelt Informa-
tionen und «Fakten» über «staatsgefährdende Subversive». Auch im Oberwallis schleichen Schlapphüte durch die Gegend
und spitzeln in jeder Mülltonne. Ziel: Weg mit dem KO! Doch zuerst sollen die Oberwalliser Medien wieder stramm konser-
vativ stehen. Die Rote Anneliese haut 1979 Spion und Co. auf die Finger.

Muff, Ming, Zentrale:

Zeitungen säubern, Linke beschatten. 
Und das alles im Namen der katholisch-konservativen Demokratie!

Leukerbad: Rote Anneliese warnte bereits 1996:

«Leukerbad ist ein Fall für
den Untersuchungsrichter!»

VON PATRICK ZEHNER

September 1996:
«Otto G. laufen die Bankiers
davon!» titelt die Rote Anne-
liese und macht damit den
wohl grössten Walliser Skan-
dal in den Neunzigerjahren
publik. Trotz masslosen Inve-
stitionen in die Badner Infra-
struktur bleiben die Touristen
fern. Die Schuldenlast hat
sich auf insgesamt 137 Milli-
onen Franken aufgetürmt.
Knapp die Hälfte dieser Gel-
der werden für Darlehen an
Schlüssel-Gesellschaften wie
die Hotel- und Bädergesell-
schaft, die Torrentbahnen, die
Sportarena, die Parkhaus AG
und die St. Laurent Alpen-
therme aufgewendet. «Wie
schlimm die Situation aber
tatsächlich ist, dass lässt sich
vorderhand nur erahnen,
wahrscheinlich hat nur noch
Otto G. Loretan den Über-
blick», kritisiert die RA. «Und
die Einwohner und Hoteliers
von Leukerbad werden mit im-
mer höheren Gebühren für
Abwasser, Wasser und Strom
geschröpft.» Einziger Nutz-
niesser dieser Situation: Dorf-
könig Otto G. Loretan, seit
1995 Nationalrat. «Diese
Klotzerei war vor allem der
Karriere des Gemeindepräsi-
denten förderlich», analysiert
das Blatt scharf.

Mai 1997:
«Die Taktik, Bevölkerung und
Leistungsträger der Gemein-
de immer erst im nachhinein
zu informieren, hat System»,
erklärt die Rote Anneliese.
Doch jetzt klopft Loretan we-
nigstens der Walliser Finanz-

inspektor Christian Melly auf
die Finger. Auch das kanto-
nale Finanzinspektorat mo-
niert: «In Leukerbad stellen
wir fest, dass diese bedeuten-
den Darlehen an Gesellschaf-
ten, gewährt hat, ohne dass die
Urversammlung sich zu die-
sem Darlehen geäussert hat...»
Loretan und Konsorten haben
zudem systematisch Darle-
hen, die nicht genügend si-
chergestellt sind und ein Pro-
zent der Bruttoeinnahmen des
letzten Verwaltungsjahres
übersteigen, am Staatsrat vor-
beigeschmuggelt. 

April 1998:
«Leukerbads Bonität wird
kaum höher eingestuft als die-
jenige Nigerias», warnt die
RA. Im April 1998 gibt Lo-
retan halbwegs zu, dass die Si-
tuation dramatisch und prekär
ist. Die Gläubigerbanken tre-
ten mit Zinsforderungen um
die 10 Prozent auf. Die Ver-
handlungen können nur auf
einen massiven Schuldener-
lass der Banken hinauslaufen, 
«...diesbezüglich wird die un-
glaubliche Zahl von 100 Milli-

onen herumgeboten.» Bisher
spielte die Gemeinde Feuer-
wehr. Sie stopfte die Löcher
der Gesellschaften. Damit ist
jetzt Schluss. Entsprechende
Signale sendet Loretan aus,
als er bei einer Schweizer Ver-
sicherungsgesellschaft vergeb-
lich um Schuldenerlass nach-
gesucht. 

Juni 1998: 
«Die Sanierungs-Weichen in
Leukerbad sind so gestellt,
dass die Gemeinde und die
Burgergemeinde an die Kas-
se kommen werden», wirft die
RA ein neues Problem auf.
Leukerbad ist nicht nur plei-
te, sondern mega-pleite. Der
Schuldenberg beträgt 346
Millionen. Die Station muss
tiefgreifend saniert werden.
Doch die Sanierung läuft in
die völlig falsche Richtung.
Zuerst sollen jene Kredite be-
reinigt werden, welche direkt
an die serbelnden Gesell-
schaften ausbezahlt wurden.
Burgerschaft und Gemeinde
bleiben vorläufig auf ihren
Schulden sitzen. «Es sieht al-
so ganz danach aus, als woll-

ten Otto G. Loretan und Peter
Furger den Banken Geschen-
ke in Millionenhöhe ma-
chen...» 
In ihrer Juni-Nummer erklärt
die Rote Anneliese auch das
System Leukerbad: Nachdem
die Gesellschaften bis unters
Dach verschuldet waren, wur-
den einfach Gemeinde und
Burgergemeinde als Kredit-
vermittlerin dazwischen ge-
schoben. Damit wollten sich
einzelne Finanzgläubiger eine
Art Staatsgarantie verschaf-
fen. Die RA macht den Haupt-
verantwortlichen für den finan-
ziellen Schlammassel aus: Ot-
to. G. Loretan. Als Gemein-
depräsident, Burgerpräsident
und Verwaltungsratspräsident
zahlreicher Gesellschaften
laufen bei ihm alle Fäden zu-
sammen.

November 1998:
«CVP-Nationalrat Otto. G.
Loretan hat mit seiner Schul-
denwirtschaft den gesamten

Kanton geschädigt. Wer sol-
chen Schaden anrichtet, hat in
einem Parlament nichts mehr
zu suchen.» Die Rote Anne-
liese macht jetzt Dampf. Ob-
wohl Hinweise vorliegen, dass
nicht alles mit rechtlich ein-
wandfreien Dingen zuging,
bleibt Otto G. auf freien Füs-
sen. Ein Skandal!

Januar 1999: 
«Ein unheimlicher CVP-Filz
aus Kantonsbehörden und
Gemeindebehörden haben Ot-
to G. Loretan den Aufstieg er-
möglicht. Bereits 1993 lagen
alle Karten auf dem Tisch.
Niemand hat reagiert...» Das
(vorläufige) Ende des Dorf-
königs: Untersuchungsrichter
Ferdinand Schaller sperrt Ot-
to G. Loretan anfangs Januar
1999 wegen Verdunklungsge-
fahr ein. Dies, nachdem die
RA bereits ein Jahres zuvor
gefragt hatte: «Warum wird
Schaller in Leukerbad nicht
tätig?»

LEUKERBAD – Bereits im Herbst 1996 macht die Rote Anneliese auf die Finanzschwierigkeiten in Leukerbad aufmerksam.
Doch die Behörden stecken ihren Kopf in den Sand. CVP und Walliser Bote halten Otto G. Loretan die Treue. Die RA gibt
nicht nach, 1998 platzt die Eiterbeule: Leukerbad sitzt auf Schulden von 361 Millionen Franken, die Gemeinde wird unter
Zwangsverwaltung gesteckt. Doch erst sieben Jahren nach der Aufdeckung des Skandals muss der Dorfkönig endlich vor
Gericht. (Eine) Walliser Geschichte.

««OOhh  wweehh,,  OO  wweehh,,  OOttttoo  GG..!!»»::  
Die Rote Anneliese machte schon 1996 auf die Finanzpro-
bleme in Leukerbad aufmerksam.

30 Jahre Rote Anneliese

RA, 15. Mai 1978

30 Jahre Rote Anneliese



VON PATRICK ZEHNER

Ganz unscheinbar steht es im
Geschäftsbericht 2002 der
Lonza geschrieben: «Die
höchste Gesamtentschädigung
für ein Mitglied des Verwal-
tungsrates, das seine Funktion
in 2002 aufgegeben hat, belief
sich auf CHF 800 000.– voll-
umfänglich zugeteilt in Form
von Optionen der Lonza
Group AG.» Gegangen ist im

letzten Jahr nur einer: Martin
Ebner. Kassiert der Finanz-
guru nach seinen 400 000
Franken 2001 zum Abgang
nun nochmals 800 000 Fran-
ken?

Optionen geben ihren Inha-
bern das Recht, innerhalb ei-
nes festgelegten Zeitraumes
ein bestimmtes Wertpapier zu
einem im vorhinein festge-
legten Preis zu kaufen. «Die

Optionen sind während drei
Jahren gesperrt und können
danach während einer Op-
tionsfrist von zwei Jahren
ausgeübt werden. Nach Ablauf
der Optionsfrist verfallen die
Optionen entschädigungslos»,
heisst es im Geschäftsbericht.
Im Klartext: Bis 2005 darf
Ebner seine Lonza-Optionen
an der Börse nicht loswerden.
Entwickelt sich die Lonza
prächtig, und kommt während

der Optionsfrist über dem
Ausübungspreis von Fraken
113.– zu stehen, räumt Ebner

Fr. 800 000 ab. Ohne an der
Entwicklung der Lonza mit-
gearbeitet zu haben!

VON PATRICK ZEHNER

«Ein gewisses Defizit bei der
Kommunikation ist offen-
sichtlich», rügte im letzten
Mai die kantonale Justizkom-
mission und forderte: «Das
Verhältnis zur Presse müsste
verbessert und das Informa-
tionsgesetz in Angriff genom-
men werden.» Doch schlech-
te Kommunikation ist nicht
nur bei den Gerichten auszu-
machen. Wer nämlich bei der
kantonalen Verwaltung Infor-
mationen sucht, braucht einen
langen Atem und einen billi-
gen Telefonanbieter. Wer so-
gar Einblick in amtliche Ak-
ten verlangt, schreibt sich
wunde Finger. Beispiele gibt
es genug, man denke nur an
die staatsrätliche Überrumpe-
lungstaktik in der A9-Diskus-
sion. SP-Grossrätin Susanne
Hugo-Lötscher reichte des-
halb im Sptember 2002 einen
Vorstoss ein, der «den Grund-
satz der Transparenz, das
Recht auf Information und auf
Einsicht in Akten», verankern
will, «ohne dass ein beson-
deres Interesse nachgewiesen
werden muss.» Der Grosse
Rat hat dem Vorstoss er-
staunlicherweise zugestimmt.
Ein solches Gesetz wurde be-
reits in den Regierungsricht-
linien in Aussicht gestellt.
Jetzt muss es griffig formu-
liert werden!

1. Recht auf Zugang

Jede Person hat das Recht,
amtliche Dokumente einzu-
sehen, ohne dass sie ein be-
sonderes Interesse nachweisen
muss. Dieser Zugang gilt für
alle Behörden des Kantons
und der Gemeinden (Grund-
buchämter, Steuerregister, öf-
fentliche oder private Unter-
nehmen, die mit öffentlichen
Aufgaben betraut sind etc).
Ausnahmen (wie etwa Per-
sönlichkeitsrechte, Daten-
schutz) sind gesetzlich genau
zu bestimmen. Die Verwal-
tung muss jeweils im Einzel-
fall begründen, weshalb sie
den Einblick verweigert. Das
Gesuch um Einblick in Dos-
siers für die Bevölkerung
muss speditiv behandelt wer-
den: Innert 20 Tagen hat eine
behördliche Stellungnahme
vorzuliegen. 

2. Schaffung einer
Schlichtungsstelle

Bei einem Streitfall muss ei-
ne Schlichtungsstelle einge-
schaltet werden können, bevor
die Verwaltung eine Verfü-
gung erlässt. Letztere sollte
man bei einer Rekurskom-
mission und schliesslich vor
dem Kantonsgericht anfech-
ten können. Diese Verfahren
müssen kostenlos sein, analog

der vorgeschlagenen Bestim-
mungen beim eidgenössi-
schen Öffentlichkeitsgesetz.

3. Benennung von In-
formationsstellen
Jede kantonale Stelle hat ei-
nen Informationsbeauftragten
zu bestimmen (beim Kan-
tonsgericht etwa ein dazu be-
stimmter Gerichtsschreiber).
Die Behörden unterstützen
nach Möglichkeit alle Abklä-
rungen der Medienschaffen-
den und behandeln alle Me-
dien gleich. 

4. Transparenz der
Justiz

Die Walliser Justiz braucht
dringend mehr Transparenz.
Alle Zivil- und Strafgerichte
müssen deshalb über eine In-
formationsstelle verfügen.
Denn: Was in Bern möglich
ist, ist auch im Wallis zu ver-
wirklichen. Medienschaffende
sollten analog wie in Freiburg
am Kantonsgericht akkredi-
tiert werden, die Urteilserwä-
gungen schriftlich und der Be-
deutung des Falles angemes-
sen verfasst werden.
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Lonza-Ebner macht die Fliege

Kassiert er 800 000 Franken?
VISP – Finanzguru Martin Ebner ist pleite. Letztes Jahr brach sein Speku-
lationsimperium zusammen. Daraufhin setzte er sich auch aus dem Ver-
waltungsrat der Lonza ab und machte die Fliege. Die Befürchtung:
Rahmt Ebner nun nochmals 800’000 Franken von der Lonza ab?

Informationsgesetz:

«Ein Defizit bei der Kommuni-
kation ist offensichtlich»
SITTEN/WALLIS – «Ich weiss nicht, ob ich Ihnen
Auskunft geben kann...»: Wer in Sitten nach In-
formationen sucht, wird des öfteren von einer
Stelle zur anderen verwiesen. Informationen
fliessen oft erst nach etlichen Rückfragen.
Auch wer Einblick in amtliche Akten verlangt,
steht lange vor geschlossenen Schubladen.
Handlungsbedarf ist also da! In der Mai-Session
des Grossen Rates steht nun endlich ein Infor-
mationsgesetz zur Debatte. Das muss drinste-
hen, sonst wird das Gesetz ein Papiertiger.

Atomenergie-Gesetz: Kalte Entmachtung des Volkes!

Dank Cina-Ja: Bald Atommüll
in Ausserberg?
BERN – Eigentlich wollten Bundesrat und Nationalrat auch weiterhin
die Mitsprache der Kantone beim Bau eines Atommülllagers garantie-
ren. Eigentlich! Denn nach dem Wellenberg-Nein der Nidwaldner lob-
byiert die Atom-Lobby gewaltig, viele bürgerliche Räte fallen in der
Zweitberatung um. Die Mitsprache der Kantone wird aus dem Atom-
energiegesetz gestrichen. Bei den Entmachtern mit dabei: Jean-
Michel Cina! Sollte in Zukunft ein Atomlager im Wallis geplant wer-
den, hätte der Kanton nichts mehr zu sagen...

Ebner haut ab: Nach seinem abrupten Abgang
aus dem Lonza-Verwaltungsrat hofft Ebner auf
800 000 Franken.

VON PATRICK
ZEHNER

Nach jahrelangem, hartem
Kampf gegen die Nationale
Genossenschaft für die Ent-
sorgung radioaktiver Abfäl-
le (Nagra) haben die Nid-
waldnerInnen am 22. Sep-
tember 2002 endgültig das
Dossier «Atommülllager
Wellenberg» geschlossen.
Gute Voraussetzungen also
für die Behandlung des Neu-
en Atomergiegesetzes: Ob-
wohl der Ständerat bereits

vorher die Mitbestimmung
der Kantone aus dem Ge-
setzesentwurf gekippt ha-
ben, folgt der Nationalrat
dem Vorschlag des Bundes-
rates. Die Mitsprache der
Kantone bleibt gesichert.
Alle Oberwalliser National-
räte stehen dahinter.

«Ich gehöre nicht
zur Atomlobby!»

In der Differenzbereinigung
ändert sich allerdings das

Bild: Unter dem Druck der
Atomlobby schwenkt die
CVP anfangs März um:
Kantone und Bevölkerung
werden eiskalt entmachtet.
Als einziger der Oberwalli-
ser Parlamentarier stimmt
CVP-Fraktionschef Cina
dem Atomenergiegesetz in
der Schlussabstimmung zu.
Mariétan und Chevrier ent-
halten sich, nur Antille ist
auf Cinas Linie! «Ich gehö-
re nicht zur Atomlobby!»,
wehrte sich Cina am «Strom
ohne Atom»-Podium in

Brig. Tatsache ist: Cinas Ja
zum Atomergiegesetz be-
raubt Kantone und Bevöl-
kerung einer aktiven Mit-
sprache. «Es gibt immer
noch das fakultative Refe-
rendum», meint Cina. Doch:
In den Schubladen der (Na-
gra) liegt die «Liste der 100
Standorte», darunter 10 aus
dem Wallis: Ausserberg,

Blatten, Chamoson, Egger-
berg, Ferden, Granges, Kip-
pel, Lens, Mund und Saviè-
se. Sollte das neue Atomla-
ger dereinst etwa in Ausser-
berg geplant werden, die
Walliser könnten dann die
50 000 Unterschriften sam-
meln. Entschieden würde
dann in Zürich, Bern, Genf.
Auch dank dem Salgescher!

Strahlemann Cina und sein Ja zum Atomenergiegesetz:
Ohne Mitsprache der Kantone wird jetzt am Atomlager-
Glücksrad gedreht!

So informieren
andere Kantone
Der Kanton Wallis wäre nicht der erste Kanton, der Transparenz in seine Verwaltung bringt
seinen BürgerInnen einen Zugang zu Informationen garantiert. 

BERN kennt das Öffentlichkeitsprinzip seit 1995. Die Behörden sind gehalten, «nach
Möglichkeit Abklärungen der Medienschaffenden zu unterstützen.» Auf Anfrage kann je-
de(r) Einsicht in amtliche Akten und Auskünfte über die Tätigkeit der kantonalen Verwal-
tung verlangen. Die Behörde kann die Einsicht verweigern, wenn «überwiegende öffentli-
che und private Interessen entgegenstehen». Gegen diesen Entscheid kann rekuriert wer-
den. 

GENF hat seinen BürgerInnen im März 2002 das Recht auf Information zugestanden.
Jede(r) hat das Recht, Einblick in amtliche Dokumente zu verlangen, seien es Dokumente
der Exekutive, Legislative, Verwaltung oder Justiz.  

Auch im Kanton JURA gibt es seit Ende 2002 ein gesetzliches Recht auf Information
und Zugang. 

Auf BUNDESEBENE gelangt das Öffentlichkeitsgesetz in den nächsten Mona-
ten in die Beratung.

«Vertraulich» und von Transparenz keine Spur:
Das Wallis braucht ein griffiges Informationsge-
setz.



VON MARTINA SCHILD

Es ist Freitagnacht in Buenos
Aires. Im Künstlerviertel San
Telmo wird ein Fest veran-
staltet zu Gunsten einer Grup-
pe Frauen, welche eine Tex-
tilfabrik besetzt halten. Der
Chef der Fabrik ist zu Beginn
der Landeskrise mit allem
Geld auf und davon. Die Ar-
beiterinnen wurden im Stich
gelassen, ohne dass nur eine
davon ihren Lohn erhalten
hätte. Seit diesem Zeitpunkt
halten die Frauen die Fabrik
besetzt. Sie arbeiten auf eige-
ne Faust weiter, um ihren Le-
bensunterhalt zu verdienen.
Schon mehrmals hat die Poli-
zei versucht, die Fabrik zu
räumen, doch dank der Zu-
sammenarbeit der Frauen mit
anderen Protestorganisatio-
nen, den sogenannten Piquet-
eros, bisher ohne Erfolg. Dies
ist kein trauriger Einzelfall im
krisengeschüttelten südame-
rikanischen Land. 

Täglich 
Demonstrationen

Seit Beginn der Inflation vor
zwei Jahren finden in Buenos
Aires täglich Demonstratio-
nen statt, jeden Donnerstag
versammelt sich eine Gruppe
älterer Frauen und Männer,
um mit Hämmern gegen die
mit Metallplatten verschlos-
senen Banken zu schlagen.
Den Gefühlen wird Ausdruck
gegeben, die Leute kämpfen
um ihre Rechte. Viele Leute
wurden entlassen, da staatli-
che Fabriken privatisiert wur-
den. Die neuen Eigentümer

haben die Fabriken ins Aus-
land verschoben, um damit
die Produktionskosten zu sen-
ken. Zudem wurden viele
Leute entlassen, da sie auf De-
monstrationen gesehen wur-
den oder sich öffentlich gegen
die Regierung und deren Kor-
ruption geäussert haben. Die
Polizei lässt dem Treiben
mehr oder weniger freien
Lauf, da die Regierung fürch-
tet, durch Verbote und Ein-
schränkungen noch grössere
Tumulte und Aufstände zu
provozieren.

Glauben an
Regierung verloren

Am 18. Mai wird ein neuer
Präsident gewählt. Wie in an-
deren südamerikanischen
Ländern hat auch die argenti-
nische Bevölkerung den Glau-
ben an die Regierung und ih-
ren Präsidenten verloren. Die
Armut in den Städten und
auch auf dem Land nimmt im-
mer mehr zu. Es geht so weit,
dass im Norden Argentiniens
Leute auf der Strasse verhun-
gern. Laut Zahlen der Inter-

nationalen Entwicklungsbank
leben 60% der Menschen in
Argentinien von weniger als
zwei Dollar am Tag. 40% von
weniger als einem Dollar. Die
Armutsdefinition der Bank
schliesst daraus, dass damit
fast zwei Drittel der Argenti-
nier in Armut leben, mehr als
ein Drittel davon in absoluter
Armut.
Ex-Präsident Carlos Menem
hingegen festet weiter, sei es
mit dem nordamerikanischen
Botschafter James Wash oder
Rodolfo Ceretti von Ford.
Menem hat allen Grund dazu.
Am 27. April 2003 erhielt der

Caudillo am meisten Stim-
men. Dies obwohl die Mehr-
heit der ArgentinierInnen den
«Türken» nicht mehr haben
will. Doch Menem, der das
ganze Chaos zu verantworten
hat, lässt sich bereits als
wiedergewählten Präsidenten
feiern. 
Nicht weit davon entfernt
nimmt die Solidaritätsveran-
staltung zu Gunsten der Fa-
brikarbeiterinnen ein Ende.
Das Leben muss weiter gehen.
Argentiniens Wirtschaft soll
wieder aufblühen, so wie die
Hoffnung der streikenden Be-
völkerung.
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VON PATRICK ZEHNER

Strom ohne Atom:

JA
Die «Strom ohne Atom»-In-
itiative will bis 2014 alle
Schweizer AKW abschalten
und die unsinnige Wiederauf-
bereitung von abgebrannten
Brennelementen stoppen. Die
Alternativen zur Atomenergie
sind vorhanden: Eine ratio-
nellere Nutzung der Elektri-
zität, effizientere elektrische
Geräte, Forcierung erneuer-
barer Energien. Die Initiative
liegt im ureigensten Interesse
des Wallis: Alle oben skiz-
zierten Massnahmen ver-
schaffen dem regionalen Ge-
werbe in den Bergkantonen
über Jahrzehnte ein stetiges
Auftragsvolumen. Zudem:
Ein Ausstieg macht Schluss
mit der Quersubventionierung
des Atomstroms durch die
Wasserkraft. Europa steigt
aus der unrentablen und unsi-
cheren Atomenergie aus.
Kommt am 18. Mai die
Schweiz dazu?

Moratorium Plus:

JA
1990 entschied sich das
Schweizer Volk für einen
zehnjährigen Baustopp für
Atomkraftwerke. Dies soll

um weitere 10 Jahre verlän-
gert werden. Ausserdem ver-
bietet die Initiative die ge-
fährliche Leistungserhöhung
der schon jetzt überalterten
Reaktoren, die endlich auch
nach klaren Kriterien regel-
mässig auf Alterung und Si-
cherheit überprüft werden sol-
len. Beide Initiativen schützen
übrigens das demokratische
Mitentscheidungsrecht der
Standortkantone, die das
Atomgesetz kalt abgeschafft
hat. Damit es nicht bald heisst:
Wir verbuddeln den Atom-
müll jetzt in Ausserberg...

Gesundheits-
initiative:

JA
Die Krankenkassenprämien
steigen und steigen, jährlich
um circa 10 Prozent. Langsam
aber sicher werden die Prä-
mien sogar für den Mittel-
stand zu einem existenziellen
Problem. Dem schafft die Ge-
sundheitsinitiative Abhilfe:
Neu soll die Grundversiche-
rung zu drei Viertel über ein-
kommens- und vermögensab-
hängige Prämien gedeckt wer-
den. Profitieren werden davon
nahezu 80 Prozent der Bevöl-
kerung mit bis zu 6000 Fran-
ken tieferen Jahresprämien.
Als einziges Land in Europa
kennt die Schweiz das unso-
ziale System der Kopfprä-
mien. Ein Sonderfall mehr,
den es abzuschaffen gilt. Da-
mit Gesundheit bezahlbar
bleibt!

Lehrstelleninitiative:

JA
School´s out – und Du stehst
auf der Strasse. Ein Schicksal,
dass immer mehr Schulab-
gängerInnen erreicht. Denn:
Nur 17 Prozent der Schweizer
Betriebe bilden heute noch
Lehrlinge aus. Im Wallis ist
die Lehrstellensituation weni-
ger prekär. Doch auch hier
gilt: Immer mehr Walliser
Lehrlinge werden von aus-
wärtigen Betrieben nach der
Lehre abgeworben, die keine
Lehrlinge ausbilden. Die In-
itiative will dem entgegen-
wirken: Mit der Schaffung ei-
nes Berufsbildungsfonds wer-
den alle Betriebe in die Aus-
bildung mit einbezogen. Wer
nicht ausbildet, zahlt. Damit
werden Trittbrettfahrer end-
lich bestraft!

Mieterinitiative:

JA
Weniger Willkür bei den Mie-
ten: Die Initiative bringt bei
sinkenden Hypozinsen auch
sinkende Mietzinse, schiebt
der aufblühenden Spekula-
tion einen wirksamen Riegel
vor und verbessert den Mie-
terschutz. Neu sind Kündi-
gungen ohne wirkliche Grün-
de nicht mehr möglich. Das
Wallis ist ein Kanton der
Wohneigentümer. Und den-
noch... 

Behinderten-
initiative:

JA
Gleiche Rechte für Behinder-
te! In der Schweiz besteht im-
mer noch ein grosser Nach-
holbedarf an behindertenge-
rechten Bauten. Die Initiative
soll den Behörden Dampf
machen, wo wirtschaftlich zu-
mutbar bauliche Veränderun-
gen vorzunehmen. So können
auch Behinderte ungehindert
am öffentlichen Leben teil-
nehmen. Eine Kostenlawine
ist nicht absehbar. Dafür not-
wendige Impulse fürs Bauge-
schäft.

Sonntagsinitiative:

JA
Vier autofreie Sonntage pro
Jahr, versuchsweise während
vier Jahren. Die Sonntagsini-
tiative schafft Lebensqualität.
Und fördert den öffentlichen
Verkehr. Was in den Siebzi-
gerjahren dank Ölschock ge-
lang, sollte heute auch ohne
Zwang funktionieren.

Armee XXI:

NEIN
Nach der Armee 95 ein wei-
terer Armeereform-Flop: Zu
gross, zu teuer, ohne Rück-
sicht auf sicherheitspolitische
Realitäten. Europa bastelt an
einer gemeinsamen Verteidi-
gungspolitik, die Schweiz
wird bald von NATO-Staaten
umgeben sein. Doch die
Schweiz will an der Gesamt-
verteidigung festhalten. Was
für ein Unsinn!

Bevölkerungsschutz
XXI:

JA
Ein entschlackter Bevölke-
rungsdienst, der auf das We-
sentliche ausgerichtet ist. Die
verstärkte Konzentration auf
die Bewältigung von Natur-
katastrophen und Notlagen
wird der gegenwärtigen Be-
drohungslage gerecht – und
dies erst recht mit einem re-
duzierten Bestand von 105000
Personen. Die Regionalisie-
rung bietet ausserdem Gewähr
für die effiziente Bewälti-
gung dieser Notlagen. 

Abstimmungen vom 18. Mai:

Rote Anneliese empfiehlt:
Achtmal Ja, einmal Nein!
WALLIS/SCHWEIZ – Ganze neun Vorlagen stehen am 18. Mai 2003 zur Ab-
stimmung. Mit dieser überfüllten Ladung will der Bundesrat offenbar die
sozialen Veränderungen kippen, die zur Debatte stehen. Die Rote Anne-
liese zeigt, wie das Wallis am besten fährt.

Zwei Jahre nach der Inflation:

Argentinien – ein Land am
Boden
BUENOS AIRES – Argentinien: Das Land ist bekannt für seine Barbecues und die Kulturweltstadt Buenos Aires. Doch Argenti-
nien steckt nach wie vor in einer schweren Krise. Tag ein, Tag aus finden Demonstrationen statt. Die Portenos, die Bewoh-
ner von Buenos Aires, gehen auf die Strasse und kämpfen für ihre Rechte. Sie kämpfen um das Geld, um welches sie von
den Banken beraubt wurden und gegen die korrupte Regierung. Die Atmosphäre in Buenos Aires ist brenzliger als je zuvor.
Verursacht hat das ganze Caudillo Carlos Menem. Der kehrt jetzt wieder auf die politische Bühne zurück.

Argentinien am Boden

Im einstigen Musterland der Privatisierung sterben heute täglich
Menschen an Hunger. Die Präsidentschaftswahlen werden dem
gebeutelten Land nicht auf die Beine helfen. 
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Der nichtgewählte Präsident
Ein Freund und aufmerksamer Leser der Roten Anneliese hat mir vor eini-
gen Wochen geschrieben, dass mir im Kommentar zum Artikel über Noam
Chomsky «Die Todesmaschine wird geölt» eine entscheidende Fehlinter-
pretation unterlaufen sei. Ich schrieb von einem «knapp» gewählten Präsi-
denten Georg W. Bush. 

Natürlich ist diese Einschätzung falsch. Denn der nun amtierende
Präsident Georg W. Bush ist nicht nur «knapp», sondern gar nicht mit ei-
ner Mehrheit gewählt worden. Michael Moore hat im Buch «Stupid white
man» diese Feststellung eindrücklich dokumentiert. Auch im sehenswerten
Film «Bowling for Columbine» setzt er sich mit der gesellschaftlichen und
politischen Situation in Amerika auseinander. 

Der nicht-gewählte Präsident hat kurzfristig im Irak eine Schlacht gewon-
nen. Ohne Zweifel. Aber wird er auch den Krieg gewinnen? Ich zweifle,
dass man mit Bomben und Raketen Demokratie und Freiheit im Nahen
Osten vermitteln kann.

Was hat dies alles mit Angela Davis zu tun? Sie war überzeugt, dass man
Freiheit und Demokratie zuerst im eigenen Land durchsetzen sollte.
Schwarze Bürgerinnen und Bürger erleben wie sie diskriminiert werden.
Angela Davis sass sechzehn Monate unschuldig im Gefängnis. Ohne
Beweise wurde sie beschuldigt, einen Mord an einem Gefängniswärter
verübt zu haben. 

Woher nimmt Sie die Kraft für eine freiere amerikanische Gesellschaft zu
kämpfen? «Ich möchte aus der Perspektive einer schwarzen Frau sprechen,
die wie, manchmal gesagt wird, im Bauch des Monsters lebt. In den Ver-
einigten Staaten leben wir in einer Gesellschaft, in der der Rassismus un-
geahnte Leiden für die indianische Bevölkerung, Schwarze, Asiaten,
Chicanos, Puertorikaner bedeutet.»

Nun höre ich schon Stimmen, die mir Anti-Amerikanismus vorwerfen.
Stimmt nicht. Denn ich weiss sehr wohl zu unterscheiden zwischen einer
Bush-Administration und aufrechten Amerikanerinnen und Amerikaner,
die sich für Freiheit und Demokratie einsetzen. Unter vielen Frauen ist An-
gela Davis ein Beispiel, unter vielen Männern Michael Moore, dem dieses
Jahr der Oscar für den besten Dokumentarfilm zugesprochen wurde. 

Hilar Eggel

des Bürgerrechtlers George Jackson aus
dem Gefängnis mitgewirkt zu haben. Bei
der Schiesserei wurde ein Gefängnis-
wärter erschossen. Angela Davis war
nicht anwesend.

Unschuldig im
Gefängnis
Nachdem ein Haftbefehl gegen sie aus-
gestellt worden war, ging sie in den
Untergrund. Nach abenteuerlicher Flucht
wurde sie schliesslich in einem Hotel im
New Yorker Stadtteil Greenwich Village
gefasst und formell des Mordes und der
Entführung angeklagt, obwohl sie bei der
Schiesserei nicht anwesend war. Angela
Davis misstraute der amerikanischen Ju-
stiz. Sie wollte keinen staatlichen Vertei-
diger, sie verteidigte sich selbst vor den
eigenmächtigen Gerichten. Auch für
dieses Recht auf Selbstverteidigung mus-
ste sie kämpfen. 

Sechzehn Monate verbrachte sie hinter
Gitter. Am 4. Juni 1972 wurde die afro-
amerikanische Bürgerrechtlerin und Philo-
sophiedozentin von der Anklage wegen
Mordes an einem weissen Gefängnis-
aufseher freigesprochen. Die Vorwürfe
gegen sie wurden in allen Anklage-
punkten fallen gelassen. Eine weltweite
Solidaritätsbewegung «Free Angela Da-
vis» hatte dem Fall internationale Be-
kanntheit gegeben und sie zu einem
Symbol für den Widerstand der Schwar-
zen in allen Ländern der Erde gemacht.

Der industrielle
Gefängnis-
komplex
Angela Davis hat sich nach ihrer Freilas-
sung zu einer Anwältin für die politischen
Gefangenen gemacht. In Amerika sind
die Gefängnisse zum grössten Teil pri-
vatisiert. Der Trend zur Gefängnisindu-
strie ist zu einem lukrativen Geschäft ge-
worden und wirft grosse Gewinne ab.
Angela Davis betont immer wieder, dass
zurzeit fast zwei Millionen Menschen in
dem riesigen Netzwerk der US-Gefäng-
nisse eingesperrt sind. Mehr als siebzig
Prozent der Inhaftierten sind Afro- oder
LatinoamerikanerInnen. Es wird selten zur
Kenntnis genommen, dass die am schnell-

Angela Davis 
Die schwarze Frau mit der Afro-Mähne

Wenn wir zurückblicken waren auf den Pla-

katen der weltweiten politischen Bewegung

der sechziger Jahre Köpfe von Männern wie

Che Guevara, Salvador Allende und Mao Tse

Tung zu sehen. Eine Ausnahme war der Kopf

einer schwarzen Frau mit grosser Afro-Mäh-

ne, eine Frau, die «Black ist beautiful» welt-

weit bekannt machte: Angela Davis.

VON HILAR EGGEL

Angela Yvonne Davis wurde am 26. Ja-
nuar 1944 in Birmingham, Alabama, in
den Vereinigten Staaten von Amerika ge-
boren. Ihr Vater Frank B. Davis war Leh-
rer, ihre Mutter Sally E. Davis Lehrerin.
Zu der Zeit, als Angela Davis geboren
wurde, machte Amerika Schlagzeilen mit
Rassismus und der Verfolgung schwar-
zer Bürgerinnen und Bürger.

Während ihrer Studienzeit reiste Ange-
la Davis zuerst nach Deutschland, wo sie
von 1960 bis 1962 an der Frankfurter
Universität bei Professor Theodor Ador-
no (gestorben in Visp) studierte, der die
berühmte «Frankfurter Schule» gegrün-
det hatte. In den folgenden zwei Jahren
besuchte sie die Universität von Paris,
dann kehrte sie in die USA zurück, trat
der Kommunistischen Partei bei und
schrieb sich an der Brandeis University,
in Waltham, Massachusetts ein. Nach
Abschluss ihrer Studien wurde sie Do-
zentin an der Universität von California
in Los Angeles.

Berufsverbot und
Anklage
Wegen ihres politischen Engagements für
die schwarze Bevölkerung veranlasste die
Regierung der Vereinigten Staaten, sie
besonders intensiv zu überwachen. Als
Dozentin wurde sie an der Universität
von California in Los Angelos entlassen
– aus politischen Gründen. 

Im Jahr 1970 wurde Angela Davis als
dritte Frau in der Geschichte auf die Li-
ste der «most wanted criminals», der
meistgesuchten Personen des FBI gesetzt.
Was war geschehen? Das FBI verdäch-
tigte Angela Davis mit fadenscheinigen
Beweisen, bei der Planung der Befreiung

sten wachsende Gefangenengruppe
schwarze Frauen sind und daß prozen-
tual zum Bevölkerungsanteil die indige-
nen AmerikanerInnen die größte Grup-
pe stellen. Annähernd fünf Millionen
Menschen, einschließlich derjenigen auf
Bewährung oder im Freigang, unterste-
hen direkt der Aufsicht des Justizwesens. 

Das Gefängnis ist mittlerweile zu einer der
ersten Antwort auf die sozialen Proble-
me geworden, die die Menschen in Ar-
mut bedrücken. Diese Probleme werden
häufig verschleiert, indem sie beque-
merweise unter der Überschrift «Krimi-
nalität» zusammengefasst und kriminel-
les Verhalten dann automatisch Afro- und
LatinoamerikanerInnen zugeordnet wird.
Angela Davis schreibt: «Obdachlosigkeit,
Arbeitslosigkeit, Drogenabhängigkeit,
Geisteskrankheiten und Analphabetismus
sind nur einige der Probleme, die aus dem
öffentlichen Bewußtsein verschwinden,
sobald die Menschen, die mit ihnen kon-
frontiert sind, hinter Gittern verschwin-
den. So gesehen haben Gefängnisse ge-
radezu magische Kräfte. Aber Gefäng-
nisse lassen nicht Probleme verschwinden,
sie lassen Menschen verschwinden. Und
tatsächlich ist diese Praxis ein großes Ge-
schäft geworden.» Entkleidet man aber
«die Gefängnislösung ihrer magischen
Aura, kommen Rassismus, Klassenvorur-
teile und die parasitäre Abschöpfung ka-
pitalistischer Profite zum Vorschein.»

Engagierte
Bürgerrechtlerin
Angela Davis ist Bürgerrechtlerin, Pro-
fessorin und Schriftstellerin. Sie tritt ein
für die Einhaltung der Menschenrechte
und die Rechte politischer Gefangenen.
Sie ist eine der herausragenden Persön-
lichkeiten der internationalen Frauen- und
Friedensbewegung. Ihr Hauptengage-
ment gilt den Menschenrechten in den
privatisierten amerikanischen Gefäng-
nissen. Gefragt, woher sie die Energie
nimmt, sich gegen die Ungerechtigkeit
zur Wehr zu setzen, erklärte sie: «Als ich
im Gefängnis war, erfuhr ich, wie ge-
waltig die Bewegung war...Wenn sie nicht
so gearbeitet hätten, wäre ich heute noch
im Gefängnis.» Wenn man als schwarze
Frau eingekerkert wird und dem Tod ins
Gesicht schaut, weiss man, was Solida-
rität heisst. 

Angela Davis ist eine engagierte Bürger-
rechtlerin und Anwältin für politische Ge-
fangene.

Literatur:
- Angela Davis hat 1981 das Buch

«Women, Race and Class» veröffent-
licht, das ein Klassiker des Feminismus
wurde. 

- Ihre Reden in den Jahren 1983 bis
1987 erschienen 1989 im Buch «Wo-
men, Culture and Politics".

- 1998 hat sie ein Buch über das musi-
kalische Erbe des Blues unter dem Ti-
tel «Gertrude 'Ma' Rainey, Bessie
Smith and Billie Holiday» geschrieben.
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Wohin frau/man geht

Jeden Dienstag, 19.00 bis 23.00 Uhr

JAM SESSION

Freitag, 9. Mai, 21.00 Uhr

Gruppe 6
Crossoverjazz

Freitag, 7. Juni, 21.00 Uhr

Lesbischwulenparty &
DJ Surprise

Infos unter: www.tunelkultur.ch

Tünelkultur
Rest. Simplon Naters

Sonntag, 18. Mai, 8.00 Uhr 
Bürchen Weiler Zenhäusern
Ornithologische Exkursion
Halbtägige Exkursion / Exkursionsleiter NVO

Donnerstag, 22. Mai 19.00 Uhr,
Bahnhofbuffet Brig
Vortrag: «Medikamente, Umwelt-
schadstoffe, Drogen – warum der
Körper nicht zur Abfalldeponie
wird» von Prof. Dr. Heidi Wunderli

Samstag, 24. Mai, 07.30 Uhr 
Bahnhof Leuk
Halbtägige, botanisch-zoologische
Exkursion Brentjong - Feschelbach
- Turtmann mit Peter Keusch

Samstag, 31. Mai, 08.30 Uhr 
Infostand der A9 in Gamsen
Halbtägige Exkursion zu den Er-
satzmassnahmen der A9 zwischen
Visp und Brig Leitung: Arnold Steiner

Sonntag, 1. Juni, 09.00 Uhr
Bahnhof Leuk
Exkursion: «Tagfalter der Walliser
Trockenhänge» Leiter: Ralph Imstepf

Umwelt-Agenda

■■ Ich bestelle die «RA»  

■■ Ich verschenke die «RA» (Rechnung an mich)

■■ Ich bestelle ein Jugendabo zum halben Preis (Fr. 20.–)

Name/Vorname:

Strasse:

PLZ/Ort:

Geschenk-Abo an:

Name/Vorname:

Strasse:

PLZ/Ort:

Ausschneiden und senden an: Rote Anneliese, Postfach 441, 3900 Brig; Fax 027 923 69 71

Die 
Rote

Anneliese
zeigt, 

wer wirklich
dahintersteckt!

Samstag, 17. Mai, 20.30 Uhr

Connie Stadler & Friends
Konzert

Samstag, 31. Mai, 20.30 Uhr

Der Alchimist
mit dem Theater 58

Zi-Täter 
«Auch wir Männer müssen unseren Frauen das Ver-
trauen aussprechen!»

Das Rezept von WB-Chefredaktor Pius Rieder gegen 
den voraussichtlich sinkenden Frauen-

anteil im nationalen Wahlherbst

Rote Anneliese: Die CVPO mit der Logik der Be-
troffenen: Jean-Michel Cina und die CVP setzen in
Bern den Sparhobel an. Dies betrifft die Randregion
Wallis mit jedem Hobelzug ein bisschen mehr. Und
die CVPO kann sich mal für mal betroffen zeigen...

«Unser Staat hat Fett angesetzt!»
Nationalratskandidat Thomas Gsponer im RZ-Interview

Rote Anneliese: Deshalb brauchen wir auch bei
den Gelben einen Xenical-Politiker in Bern. Der
Randregion Wallis zuliebe!

«Viele Veranstaltungen wären in Randregionen nicht
durchführbar, ältere Leute könnten nicht zur Messe,
und viele Hotelgäste könnten nicht an- und abreisen.»
Rolf Escher, VR-Vize der Matterhorn-Gotthard-Bahn an

der Pressekonferenz gegen die Sonntagsinitiative

Rote Anneliese: Wir bitten deshalb alle Reisenden
Richtung Zermatt bereits in Brig oder Visp aufs Auto
umzusteigen.

«Es wird klargestellt, dass eine offizielle Bewilligung
weder beim Departement, noch bei den betroffenen
Schuldirektionen, noch bei der Kantonspolizei be-
antragt wurde, was die Bürgerpflicht für die Durch-
führung einer solchen Veranstaltung verlangt.»

Staatsrat Claude Roch zur Antikriegsdemo in 
Brig und Sitten

Rote Anneliese: Hätten sie doch bloss eine Pro-
Krieg-Demo gemacht... Bush hätte die SchülerIn-
nen sicher noch vor Tony Blair vom Kriegsbeginn
informiert. Den Nerven von Claude Roch zuliebe!

5. Juli bis 12. Juli 2003
Cottische Alpen (Valle Maira)
Genussvolle Frühsommer-Wanderung durch
einsame Täler im südwestlichen Piemont. Ein-
zigartige Blumenpracht und Kochkünste
mit Rita Huwiler und Ingrid Supersaxo

12. Juli bis 19. Juli
Bärenpfade im Trentino
Vom letzten Refugium des Braunbären in den
Alpen durch den Naturpark Brenta-Adamello
zu den Felszeichnungen im Val Camonica
mit Tony Schmid und Reinhard Jossen

19. Juli bis 26. Juli (ausgebucht)

Zwischen Tauern und Tagliamento
Hohe Tauern, der grösste Nationalpark, und Ta-
gliamento, der wildeste Fluss der Alpen. Eine
Wanderung vom Alpenhauptkamm Richtung
Meer mit Rita Huwiler und Andreas Weissen

23. August bis 31. August (ausgebucht)

Von den Alpen zum Meer
Prähistorische Felszeichnungen im National-
park Mercantour in den Seealpen, Agrotou-
rismus vom Feinsten in den Ligurischen Alpen.
Und: die Riviera mit Andreas Weissen und Do-
ris Zurwerra

23. August bis 30. August
Tessiner Täler 
Von unserer Unterkunft in Cavigliano aus er-
wandern wir täglich, auf wenig begangenen
Wegen, das Centovalli und den vorderen Teil
des Onsernonetales. mit Kurt Singer

14./15. Juni 
Le Pas de Cheville et Derborence
mit Serge Picker

21./22. Juni
De Ovronnaz à Branson par le Col
de Fenestral mit Serge Picker

28./29. Juni
De Grimentz à Vercorin par le Val-
lon de Réchy mit Serge Picker

12./13. Juli
Vom Gasterntal ins Lötschental
mit Laurent Kanert

15./16. Juli
Les Cornettes de Bise 
mit Jean-François Burri

Alpeninitiative
Wanderprogramm 2003

8. - 10. August
Rohrbachstein - Gletscherseeli -
Fluehseeli - Rezlialp
mit Gustav Tribolet

15.-17. August
Grenzschlängeln Ossola Oberwallis
mit Rita Huwiler und Anita Salzmann

30./31. August
Modellregion Göschenen
mit Max Keller

11.-14. September
Binntal-Devero-Alpe Veglia
mit Paul Ruppen

Infos unter: www.alpeninitiative.ch

Donnerstag  5. Juni, 19.00 Uhr 
Haltestelle Biela (Ried-Brig)
Botanischer Abendspaziergang auf
der Achera Biela Leiter: Peter Imhof

Donnerstag, 12. Juni, 19.00 Uhr
Bahnhofbuffet Brig
Vortrag: «Neue Forschungsarbeiten
der UNI Bern im Pfynwald»
von Franziska Witschi

Sonntag, 15. Juni 07.30 Uhr, 
Bahnhof Reckingen
Vogelexkursion Goms. Halbtägige
Exkursion Stani Zurbriggen

Nähere Informationen & Anmeldung:
Oberwalliser Umweltsekretariat
Tel. 027 923 61 62

✂

Die Rote Anneliese wird 30 Jahre alt!
GRUND GENUG ZUM FEIERN!

Redaktion und Verlag laden zum RA-Fest ein:
19. September 2003

Einzelheiten in der nächsten RA.



VON PATRICK ZEHNER

Donnerstag, 20. März, mor-
gens um halb sechs Uhr MEZ.
Im Irak fallen die ersten Bom-
ben. Der Überfall der Bush-
Krieger wird blutige Realität.
Die Welt ist entsetzt, in Au-
stralien werden die ersten De-
monstrationen abgehalten.
Keine zwei Stunden später
klebt eine Handvoll Demon-
stranten am Briger Kollegium
Plakate, verteilt Flyer, infor-
miert die MitschülerInnen.
Die spontane Kundgebung
soll in der dritten Unter-
richtsstunde stattfinden. Doch
plötzlich taucht Rektor Peter

Arnold auf. Die Schulleitung
stellt sich nicht hinter die
Kundgebung. Wer dennoch
teilnimmt, erhält eine Ab-
senz. «Rektor Arnold hat ver-
gleichsweise easy reagiert»,
meint Demonstrant Dominik. 

«Zustimmung der
Eltern»

Die Demonstration der Ju-
gendlichen wird allerdings
nicht überall gern gesehen.
Nach einer Demonstration am
Dienstag in Sitten etwa hatte
Staatsrat Claude Roch kriti-
siert: «Das DEKS musste zur

Kenntnis nehmen, dass Schü-
lerinnen und Schüler sich am
Dienstag in Sitten zu einer
Demonstration zusammenge-
funden haben, um Ihrer Op-
position gegen den Krieg Aus-
druck zu geben.» Die Bürger-
pflicht verlange, dass für sol-
che Demonstrationen eine
Bewilligung eingeholt werde.
Roch weist die kantonalen
Schulen an: «Vorgängig ist die
Zustimmung der Eltern ein-
zuholen. Eine Abweichung zu
dieser Regel wird nicht ak-
zeptiert.» Diese Anweisun-
gen werden an der Oberwal-
liser Mittelschule St. Ursula
ernst genommen. OMS-Di-
rektor Franz Tajana patrouil-
liert durch die Gänge. Ein
Teilnahme der Institutsschü-

lerInnen an der unbewilligten
Demonstration wird nicht ak-
zeptiert. Die Briger Stadtpo-
lizei ihrerseits jagt Kreide-
zeichner. Urs wird von den
Polizisten für die zahlreichen
Kreideparolen in der Briger
Innenstadt verantwortlich ge-

macht. «Ich als angeblicher
Rädelsführer sollte die Reini-
gung der Innenstadt über-
nehmen», erklärt Urs der Ro-
ten Anneliese. «In Sitten hat
sich die Polizei noch darüber
gefreut, dass wir Kreide be-
nutzt haben...»
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SITTEN/BRIG – Die ganze Welt demonstriert ge-
gen den völkerrechtswidrigen Angriff der Bush-
Krieger auf den Irak. Die ganze Welt? Ein klei-
ner Schulkanton im Süden der Schweiz leistet
hartnäckigen Widerstand. Schüler werden «ein-
gesperrt», die Polizei jagt Kreidezeichner und
der zuständige Departements-Chef rechnet mit
dem Schlimmsten. Impressionen einer Anti-
Kriegs-Demo.

Anti-Kriegs-Demo in Brig.
■ SchülerInnen demonstrieren
■ Institut und Departement in Panik

Claude Roch mit
Golfkriegstrauma?

Der heitere Schluss

Wahlkampf-Lexikon, heute mit Jean-Michel C und Rolf E: Man nutze jede Gele-
genheit, in irgendeine Kamera zu grinsen. Auch wenn nur eine Delegation der Aar-
gauer Polizeikomission im Wallis ist!

«Zustimmung der Eltern einholen!»: Claude Rochs Rück-
fall in die frühelterliche Periode. Die SchülerInnen küm-
mert´s wenig, sie demonstrieren trotzdem gegen Bushs
Präventivkrieg. 
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